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- Lageeinschätzung FIH 1963

- BSL-Beratungen seit 1960

Auf dem Außerordentlichen Bundestag des DHB am 3.11.1990 traten die fünf ostdeutschen Landesverbände dem DHB bei. Schon vorher, am 15.10.1990, hatten die Ostberliner Hockeyvereine ihren Beitritt zum Berliner Hockey-Verband erklärt. 

Damit war die deutsche Hockeyeinheit vollzogen und die faktische Trennung seit Gründung der Sparte Hockey im Deutschen Sportausschuss (DS) am 8.10.1948 in der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) sowie der Wiedergründung des DHB am 10.12.1949 in der BRD beendet. Diese Trennung des deutschen Hockeysports war nicht nur eine organisatorische Trennung sondern es war eine Trennung, die geprägt und bestimmt war durch die unerbittliche sportpolitische Auseinandersetzung und Bekämpfung beider deutschen Staaten, der BRD und der DDR. Am Beispiel der Beziehungen im Sport zwischen der BRD und der DDR im Allgemeinen und im Hockey im Speziellen, lässt sich zeigen, dass in der Sportpolitik sowohl in der BRD wie auch in der DDR der Sport durch den jeweiligen Staat –wenn auch in unterschiedlicher Weise- politisch instrumentalisiert wurde. Lisa Marion Häßler fasst diesen Sachverhalt in ihrer 2008 geschriebenen Bachelorarbeit „Der Hochleistungssport in der DDR“  in Kurzform wie folgt zusammen: Alleinvertretungsanspruch (der BRD) stand gegen Anerkennungswillen (der DDR). Etwas ausführlicher formuliert sie auf Seite 61 ihrer Arbeit:
„Die innerdeutschen Beziehungen dienten als Mittel der Anerkennungs- und Abgrenzungspolitik. Da beide deutsche Staaten sich als einzig rechtmäßigen deutschen Staat betrachteten, beharrten sie auf dem Grundsatz der gegenseitigen Nichtanerkennung. Vorteil für die BRD war die Bestätigung und die Förderung des Alleinvertreteranspruchs durch die Westmächte (vgl. Pabst, 1980, S. 109). Westdeutsche Funktionäre versuchten mit allen Mitteln, die um Gleichberechtigung und Anerkennung ringenden DDR-Sportverbände aus internationalen Fachverbänden fernzuhalten. Alleinvertreteranspruch stand gegen Anerkennungswillen und der deutsch-deutsche Zweikampf benutzte den Sport auf nationaler und auf internationaler Ebene als Medium der ideologischen Auseinandersetzung. Die BRD wie auch die DDR sahen in der Existenz des jeweiligen anderen eine Herausforderung, die sich auf den Bereich des Sports übertrug. Der Sport diente ihnen als ein politisches Kampfinstrument, um den jeweiligen anderen zu übertreffen, da die innerdeutschen Sportbeziehungen laut Pabst (1980, S. 41) die einzige Sphäre waren, in der man direkt in Konkurrenz treten konnte.“
Darüber hinaus wurde über den Deutschen Sportausschuss der DDR und später durch den DTSB der innerdeutsche Sportverkehr für agitatorische Einflussmaßnahme missbraucht. Der DSB und der DHB nutzen den höheren Lebensstandard in der BRD für die Beeinflussung der DDR-Sportler, u. a. durch finanzielle Zuschüsse für Sportreisen von DDR-Sportlern in die BRD (s. unten). 
Dieser Kalte Krieg in den deutsch-deutschen Sportbeziehungen spiegelt sich zwangsläufig auch in den deutsch-deutschen Hockeysportbeziehungen wieder.

Bei der Bearbeitung dieses Themas stellte ich schnell fest, dass ich einen Schlüssel benötige, um Zugang zu dieser „brisanten“  Thematik zu finden. Mein Empfinden und meine Erfahrungen besagen, dass an der Hockeybasis, in den Hockeyvereinen und Hockeysektionen gestern wie heute der Wunsch und der Wille zu sportlichen Treffen unabhängig von staatlichen Grenzen bestand und besteht.

Dieses Bestreben gab es –wie noch zu zeigen sein wird- über den gesamten Zeitraum der deutsch-deutschen Trennung. Es wurde jedoch bereits frühzeitig, beginnend Ende der 1940er Jahre, mit der organisatorischen Neuordnung des Sports ausgebremst und verhindert.  Sowohl in Ost- wie auch in Westdeutschland entstanden überregionale Dachorganisationen (in Ostdeutschland: der Deutsche Sportausschuss (DS), aus dem dann der DTSB hervorging, die Sparte Hockey im DS aus der dann der DHSV hervorging, das Nationale Olympische Komitee (NOK) der DDR und in Westdeutschland der Deutsche Sportbund (DSB), der DHB und das NOK der BRD – mehr dazu s. unten). Diese Dachorganisationen waren in vielfältiger Weise in das jeweilige staatliche System eingebunden und dem jeweiligen staatlichen System gegenüber verpflichtet und abhängig von ihm. Das führte dazu, dass die von der  sportlichen Basis gewünschten und gepflegten  Kontakte durch die Dachorganisationen im Sport ausgebremst und verhindert wurden. Diese –meine- Einschätzung gilt gleichermaßen für den Osten wie den Westen.  Dafür möchte ich vorab zwei Beispiele geben:
1. Beispiel:

In den 1950er Jahren florierte der „kleine“ innerdeutsche Hockeyverkehr. Hockeysektionen und Hockeyvereine aus Ost und West luden sich gegenseitig zu Hockeyspielen und –turnieren ein und pflegten einen regen freundschaftlichen Kontakt. Dieser kam Ende der 1950er Jahre zum Erliegen, als die DDR ihre Sportler verpflichtete, das DDR-Emblem auf der Sportkleidung zu tragen. Das DHB-Präsidium beschloss daraufhin, dass DDR-Mannschaften nicht mehr empfangen werden dürfen, wenn sie das DDR-Embleme tragen (mehr dazu s. unten).  
2. Beispiel:

Die olympischen Spiele 1980 waren gekennzeichnet durch den Boykott dieser Spiele durch zahlreiche Länder. Die Durchführung des olympischen Hockeyturniers war dadurch ernsthaft gefährdet. An diesem Hockeyturnier nahmen weder die DDR noch die BRD teil, obwohl die Nationalteams beider deutschen Staaten teilnehmen wollten. Verhindert wurde die Teilnahme einerseits  durch die Nichtgenehmigung der  Sportführung der DDR, die den DTSB -Leistungssportbeschluss von 1969 dogmatisch anwandte  und andererseits durch den  Boykott der Sportführung der BRD. Klaus Kleiter, langjähriger DHB-Bundestrainer äußerte sich dazu auf eine Frage, ob die Politik Einfluss auf den Sport nahm am Beispiel der olympischen Spiele 1980 in Moskau wie folgt: „Also da waren die Olympischen Spiele 1980. Ganz klar. Das war eine politische Entscheidung und da hatten die Sportverbände keine Chance. Also auch deshalb, weil sie politisch durchsetzt waren:“ (Bachelorarbeit „Hockey im geteilten Deutschland“ von Leon Schwandt, Oktober 2020, S. 75) 
Zwischenfazit: 

An der sportlichen Basis in den Hockeyvereinen und Hockeysektionen, gab es über den gesamten Zeitraum der deutsch-deutschen Trennung den Wunsch nach Hockeykontakten. Ausgebremst und verhindert wurden diese Kontakte durch den staatlich beeinflussten Überbau, durch die Dachorganisationen des Sports, die sich den staatlichen Interessen unterordneten.
Insofern beginnen die unversöhnlichen sportpolitischen Auseinandersetzung zwischen beiden deutschen Staaten, damit, dass bereits mit der Neuorganisation des Sports nach dem 2. Weltkrieg getrennte Wege gegangen wurden. Werfen wir also zunächst einen Blick auf diese Neuorganisation des Sports und die damit verbundene organisatorische Trennung des Sports und des Hockeysports:   

November 1946
Die regionale Neuorganisation des Hockeysports begann sowohl in Ost- wie auch in Westdeutschland mit der Bildung  von Landessportverbänden. Als erster Landesverband wurde im November 1946 der Bayerische Hockey-Verband gegründet. Gleichfalls im November 1946 konstituierte sich die Landesspartenleitung Hockey von Sachsen Anhalt. Die Aufgabe der Landesverbände und der Landesspartenleitungen bestand vor allen Dingen darin, den Spielbetrieb auf Landesebene zu organisieren.
13.03.1948

Im Bestreben den Spielbetrieb auch auf überregionaler Ebene zu organisieren, trafen sich die Hockeyverantwortlichen aus ganz Deutschland in Hannover. An dieser Tagung nahm kein Vertreter aus der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) teil. Auf dieser Tagung wurde ein Arbeitsausschuss für spieltechnische und organisatorische Probleme gebildet. An der Sitzung dieses Arbeitsausschusses nimmt auch ein Vertreter der SBZ teil. Beschlossen wurde u. a. die Wiederaufnahme der „Silberschildspiele“ ab Herbst 1948, an denen auch der Sieger der Ausscheidungsspiele der SBZ (es qualifizierte sich die Auswahl von Sachsen-Anhalt) teilnehmen sollte.  Der am 1.10.1948 in der SBZ als Dachorganisation des Sports gegründete Deutsche Sportausschuss (DS) untersagte die Teilnahme der Auswahlmannschaft von Sachsen-Anhalt. (Festschrift 100 Jahre Hockey in Sachsen  1906 – 2006 , S.63f)

1948/1949
Die  isolierte Lage von Westberlin machte für die Westberliner Vereine einen geregelten Wettspielbetrieb mit westdeutschen Vereinen unmöglich. Es gab daher Bestrebungen eine ostdeutsche Oberliga mit den spielstärksten Vereinen von Gesamtberlin und der SBZ zu bilden. Dieses Vorhaben scheiterte an der Ablehnung des DS  der SBZ. (Amtliche Mitteilungen „Hockey, Eishockey, Tennis“ Berlin vom 1.2.49; S. 2)
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Die isolierte Lage Berling macht zur Zeit Begegnungen mit
Westdeutschen Gegnern leider unmdglich. Bleibt also nur der
Spielverkehr mit der Ostzone,~»die allerdings im Hockey nie

Uberdurchschnittliches leistete. Der Plan, ndach suddeutschem -

FuBballmuster eine ostdeutsche Oberliga mit den spielstdrksten
Sportgruppen Berlins und der Ostzone zu schaffen, scheiterte
\an der - Ablehnung des ,Deutschen Sportausschusses’. Die

Berliner Spartenleitung beabsichtigt aber, die Anzahl von Re-
prasentativspielen mit den ,Léndern” der Ostzone zu. steigern.
Wie weit dieses moglich ist, hdngt von der Genehmigung des
»Deutchen Sportausschusses” ab. In solchen Ubungsspielen
konnte auf dem sparlichen Nachwuchs eine neue Berliner
Stadtelf zusammenwachsen, die fiir groBere Aufgaben geriistet
ist, wenn dereinst die Schranken an den Zonengrenzen fallen.
Nach dem Vorbild der Berliner FuBballsparte sollten auch .die
Hockeyspieler ihre Nachwuchstalente im Gemeinschaftstraining
zusammenfassen. Als Lehrer sollte man. ihnen erfahrene Kon-
ner wie Kellner, Mehlitz, Preul, Kemmer, G. Schmidt oder Gil-
bert zur Seite stellen

Es gilt, in Berhn eine gute Hockeytradition zu behaupten und
wieder einen neuen Hockeys’ul aufzubauen. -

Quelle: Amtl Mitteilungen "Hockey Elshockey Tennis"
Berlin 1.Februar 1949, S. 2
Abdruck eines Artikel von Henry Kolarz, den dieser am 7.1.49

unter der Uberschrift "Den Hockeyspielern kann geholfen werden"

im "Kurier" verioffentlicht hatte,

X




Diese Beispiele zeigen, dass das Bestreben der Hockeysportler nach einem gesamtdeutschen Wettspielbetrieb bereits frühzeitig an der Abgrenzung der SBZ von den Besatzungszonen in Westdeutschland scheiterte. Diese Abgrenzung manifestierte sich dann zunächst vor allem in einer organisatorischen Trennung des Sports im Allgemeinen und des Hockeysports im Speziellen.
In Ostdeutschland (SBZ/ DDR) 
konstituierte sich der Sport im Allgemeinen und der Hockesport im Speziellen  organisatorisch wie folgt:

1.10.1948 /  28.4.1957

Als Dachorganisation  des ostdeutschen Sports wurde am 1.10.1948 der Deutsche Sportausschuss (DS) gegründet. Der am 28.4.1957 gegründete Deutsche Turn- und Sportbund (DTSB) löste dann den DS ab. Für die einzelnen Sportarten wurden im DS in der Folgezeit Sparten für die einzelnen Sportarten gebildet.
08.10.1948 / 01.06.1951

     Gründung der Sparte Hockey im DS auf der Tagung der Spartenleiter der fünf Länder der SBZ in Berlin; Spartenleiter wurde Erich Neumann (Ostberlin). Als Aufgabe wurde formuliert: Schaffung einer Spielordnung (die am 21.11.1948 als Wettspielordnung in Kraft trat)  sowie Vorbereitung der Meisterschaften auf dem Gebiet der SBZ.
Am 1.6.1951 wurde die Sparte Hockey im DS umbenannt in Sektion Hockey im DS.
Die sportartspezifischen Sektionen innerhalb des DS wurden dann mit der Gründung des DTSB der DDR (als Nachfolgeorganisation des DS) in Sportverbände der einzelnen Sportarten umgebildet. Am 19.4.1958 wurde der Deutsche Hockey-Verband (DHV) gegründet. Am 7.11.1959 wurde der DHV auf Wunsch der FIH in Deutscher Hockey-Sportverband (DHSV) umbenannt, um Verwechslungen mit den Landeshockeyverbänden des DHB zu vermeiden.
In der BRD einschließlich Berlin (West) 

konstituierte sich der Sport im Allgemeinen und der Hockesport im Speziellen  organisatorisch wie folgt:

10.12.1949

Wiedergründung  des Deutschen Hockey-Bundes (DHB) in Köln.  Paul Reinberg (Hamburg) wird einstimmig zum ersten Nachkriegspräsidenten des DHB gewählt.
10.12.1950
Gründung des Deutschen Sportbundes (DSB) in Hannover als Dachorganisation des Sports in der BRD einschließlich Berlin (West)
Da die deutsch-deutschen Sportbeziehungen vor allem auch den Kalten Krieg auf der Ebene des Hochleistungssports gekennzeichnet waren, sei hier auch die organisatorische Trennung des deutschen Sports durch die Gründung zweier separater Nationaler Olympischer Komitees (NOK) aufgeführt.

24.09.1949
Gründung des NOK für Deutschland in Bonn

22.04.1951
Gründung des NOK in der DDR in Berlin(Ost)
Mit der Bildung zweier Olympischer Komitees wurde die sportpolitische Konfrontation auf die internationale Bühne getragen.
Die DDR- Führung hatte sich zunächst für ein gesamtdeutsches NOK eingesetzt. Erst nach der strikten Ablehnung dieses Vorschlages durch die westdeutsche Sportführung kam es in der DDR zur Gründung eines NOK. Die DDR forderte nun ebenso wie die BRD die Aufnahme ihres NOK in das Internationale Olympische Komitee (IOC). Auf der IOC Tagung 1951 wurde von den Vertretern der beiden deutschen NOK die Bildung eines gesamtdeutschen NOK vereinbart. Diese Entscheidung wurde nun aber von der politischen Führung der DDR verworfen  Daraufhin wurde „nach kräftigen Interventionen der Bundesregierung und der Alliierten nur das „NOK des neuen Staates mit dem Namen Westdeutschland" anerkannt.“ (Martin H. Geyer). Alle deutschen Sportler sollten in einer gemeinsamen deutschen Mannschaft unter Führung des westdeutschen NOK teilnehmen, was jedoch von den DDR-Funktionären abgelehnt wurde.
Hier  äußerte sich bereits frühzeitig die die deutsch-deutsche Konfrontation bestimmende Auseinandersetzung zwischen Anerkennungswillen der DDR einerseits und Alleinvertretungsanspruch der BRD andererseits. 
Mit der Konstituierung der Dachorganisationen des Sports in beiden deutschen Staaten waren die Organisationen geschaffen worden, auf deren Ebene  die sportpolitischen Auseinandersetzungen ausgefochten wurden. 

04. und 05.04 1950
Es kam zu ersten Verhandlungen zwischen dem DS der DDR und dem DHB der BRD. Dabei ging es u. a. um Fragen der
(Gesamt)Deutschen Meisterschaft  und der Silberschildspiele 

17.08.1950

Auf Einladung des DHB fand in Berlin(West) eine Tagung zwischen Vertretern des Deutschen Sportausschusses der DDR) und des DHB der BRD statt. Teilnehmer waren seitens des DS Bruno Schulz (Sekretär der Internationalen und Westdeutschen Abteilung im DS, Erich Neumann (Spartenleiter Hockey im DS und Gerd Hansen als weiterer Vertreter des DS) sowie seitens des DHB Heinz Lichtenfeld (2. Vors. des DHB) und Wilhelm Lawrenz als Mitglied des Bundesspielausschusses im DHB).
Der DS-Vertreter Schulz erklärte, dass das Sekretariat des DS den Bericht über die erste Verhandlung zur Kenntnis. genommen hat  „und es dem DS aufgrund der Erfahrungen mit anderen westdeutschen Sportverbänden nicht ratsam erscheint, ohne eine schriftliche Formulierung und Grundlage der Zusammenarbeit etwa den Fragen der Deutschen Meisterschaft und der Austragung der  Silberschildspiele näher zu kommen.“  Schulz schlug daher die Ausarbeitung und Unterzeichnung einer Präambel vor, und zwar der Art, wie sie mit dem Deutschen Kanuverband und Deutschen Keglerverband abgeschlossen wurde. Diese Präambel sei die Voraussetzung für die Austragung Deutscher Meisterschaften.
Der DS der DDR legte einen Entwurf für die Präambel vor, der die  „Arbeitsgrundlagen für die Tätigkeit des zu bildenden Arbeitsausschusses zwischen der Sparte Hockey im Deutschen Sportausschuss und des Deutschen Hockeybundes e.V.“  bilden sollte:
„ … ein einheitliches Deutschland setzt voraus, dass der bestehende unnatürliche Zustand beseitigt wird, indem die Zonengrenzen aufgehoben werden, ein Friedensvertrag mit Deutschland abgeschlossen  … wird.

Die Sicherung des Friedens –diese wichtigste Lebensfrage aller Völker –und damit auch die Lebensinteressen des deutschen Volkes zu wahren, kann nur die Schaffung eines einheitlichen demokratischen Deutschlands gewährleistet werden, …

Die aktiven Sportler sind der Meinung, dass ein Weg gefunden werden muss, diesen für das deutsche Volk untragbaren Zustand zu beseitigen. Damit ein reger Spielverkehr in allen Sportarten entwickelt werden kann, auf gesamtdeutscher Grundlage Freundschafts- und Ländervergleichskämpfe ausgetragen werden können, wird ein paritätischer Arbeitsausschuss gebildet, der sich die Aufgabe stellt, auf der Grundlage des Kampfes um die Erhaltung des Friedens sich für die Schaffung eines einheitlichen, demokratisch unabhängigen Deutschlands einzusetzen, den gemeinsamen Spielverkehr zu pflegen und zu fördern. 

Deshalb stellt sich der Arbeitsausschuss folgende Aufgaben:

1. Förderung und Entfaltung eines regen Sportbetriebes zwischen Mannschaften der DDR und Westdeutschlands im Zeichen der Erhaltung des Friedens und der Herstellung der nationalen Souveränität des deutschen Volkes.

2. Gemeinsame Ausarbeitung von Terminen und Plänen für Meisterschaften, Ländervergleichskämpfe und Freundschaftstreffen.

…

Der Arbeitsausschuss stellt sich das Ziel,  gesamtdeutsche Meisterschaften auszutragen, die erstmalig im Jahr 1951 auf der Grundlage der vorstehenden Vereinbarung an einem noch fest zulegendem Ort ausgetragen werden.“
Die DDR, vertreten durch den DS trat 1950 somit für die Beseitigung der Zonengrenzen  und für ein einheitliches und friedliches Deutschland ein  und stimmte auf dieser Basis für die Durchführung gesamtdeutscher Meisterschaften.   

25.08.1950
Schon 11 Tage später stellte der DHB mit einem Brief fest: „Die Ansicht des Präsidiums des DHB geht nunmehr dahin, dass der gesamte Fragenkomplex West – Ostsport wahrscheinlich in absehbarer Zeit durch die vor der Gründung stehenden „Deutschen Sport-Union“, die die Gesamtinteressen des Westdeutschen Sportes als Dachorganisation wahrnehmen wird, mittels direkter Verhandlungen mit dem DS behandelt wird.“
(Anmerkung: bei der hier genannten Deutschen Sport-Union handelte es sich um den dann am 10.12.1950 gegründeten DSB in der BRD.)

Damit erklärte der DHB letztlich, dass die deutsch-deutschen Hockeybeziehungen  in letzter Konsequenz künftig nicht eigenverantwortlich entschieden werden, sondern in Abhängigkeit von den sportpolitischen Zielstellungen übergeordneter Dachverbände des Sports, also des DS der DDR und des zu gründenden DSB der BRD.

Damit waren, wie die folgenden Beispiele zeigen, sowohl die Sektion Hockey im DS der DDR wie auch der  DHB der BRD an die Beschlüsse der übergeordneten Dachverbände (DS der DDR und DSB der BRD) gebunden und letztendlich in ihren Entscheidungen nicht mehr frei. 
1. Halbjahr 1951
Im Bericht des Vorstandes auf dem 2. Bundestag des DHB in München wird festgestellt, dass die Verhandlungen des DSB mit dem DS der DDR ergebnislos blieben  und dass der DSB daraufhin beschloss, dass alle Spielabmachungen „mit unseren Hockeyfreunden in der sowjetisch besetzten Zone Deutschlands“ genehmigungspflichtig sind. Hierfür werden durch den DSB einheitliche Formulare ausgearbeitet. (DHZ vom 26.7.51).
Juni 1952
Der DHB hält weiterhin die Option gesamtdeutscher Meisterschaften offen. Demnach sollen an der DM der Herren acht Mannschaften teilnehmen. Ein Platz soll für den Meister der Ostzone freigehalten werden. Der beschlossene Austragungsmodus soll für die nächsten drei Jahre gelten.   Das wurde auf einer Tagung des DHB-Präsidiums und des Bundesausschuss Hockey im Juni 1952 in „voller Einmütigkeit“ beschlossen. ( DHZ Nr. 26 vom 25.06.1952) 
Dieser Beschluss war aber schon 3 Monate später hinfällig, weil der DSB am 21.9.1952 gesamtdeutsche Sportveranstaltungen verbot:
21.09.1952
Mit den sog.  Oberweseler Beschlüssen vom 21.09.1952 brach der DSB den deutsch-deutschen Sportverkehr und damit die gesamtdeutschen Sportveranstaltungen ab. Unter Wikipedia ist dazu zu finden: „Auslöser dafür war das Gerücht, dass alle in die Ostzone reisenden West-Berliner Sportler einen Fragebogen ausfüllen sollten, um Auskunft darüber zu geben, ob Adressen geflüchteter Sportler aus dem Osten bekannt seien, sowie über die eigenen Lohnverhältnisse und Arbeitgeber…. Die Behauptung erwies sich später als unwahr.“
12.12.1952
Berliner Abkommen zwischen DSB der BRD und DS der DDR

In Berlin kamen Vertreter des DSB der BRD und des DS der DDR zusammen, um über die Wiederaufnahme des gesamtdeutschen Sportverkehrs zu beraten. In der DHZ vom 31.12.1952 wird dazu festgestellt:
Die Berliner Beratungen zwischen Vertretern des Deutschen Sportbundes (DSB) und des ostzonalen Deutschen Sportausschusses (DS) wurden in positivem Sinn abgeschlossen. Die Besprechungen fanden in einer freundschaftlichen Atmosphäre statt. Im Anschluss an die Beratungen wurde in Übereinstimmung zwischen den beiden Institutionen ein Kommunique veröffentlicht, in dem der beiderseitige Wunsch zum Ausdruck kam, dass eine Zusammenarbeit wünschenswert und notwendig sei. Das amtliche Kommunique hat folgenden Wortlaut: 
,.Die in Berlin am 12. Dezember 1952 zu einer Aussprache über die Wiederaufnahme des gesamtdeutschen Sportverkehrs zusammengekommenen Vertreter des Deutschen Sportbundes und des Deutschen Sportausschusses gaben übereinstimmend der Auffassung Ausdruck, dass eine Zusammenarbeit wünschenswert und notwendig sei … Die Beschlüsse von Oberwesel werden außer Kraft gesetzt.  Als Voraussetzung für die Wiederaufnahme des gesamtdeutschen Sportverkehrs werden folgende Grundsätze anerkannt: 1. Der gesamtdeutsche Sport wird im Sinne der olympischen Idee betrieben. …“
Martin H. Geyer wertet dieses Abkommen wie folgt:

Das Berliner Abkommen von 1952 ist nichts weniger als der deutsch-deutsche Grundlagenvertrag auf dem Gebiet des Sports: Die beiden deutschen Sportorganisationen verhandelten nicht nur miteinander, sondern schlossen auch Verträge. Der Sportverkehr war von nun an bilateral geregelt.
Der DHB-Präsident Paul Reinberg begrüßte das Berliner Abkommen ausdrücklich 

[image: image2.jpg]DRE A v V15

Was bzingt uns das [Jahz 1953 ?

»HOCKEY?” interviewt D HB:Prisident Paul Reinberg

Ein neues Jahr ist angebrochen. Was wird es uns hockeysportlich bringen, nachdem das Jahr 1952 ein so #uBerst
erfolgreiches war mit dem Hohepunkt der Teilnahme am olympischen Hockeyturnier in Helsinki und der endgtilti-
gen und vollwertigen Wiederaufnahme in die internationale Hockeygesellschaft? Nichts liegt ndher, als unseren

geschdtzten DHB-Prdsidenten, Paul Reinberg, in Hamburg zu besuchen und ihn zu fragen, was er sich vom neuen
Jahr erhofft, wiinscht oder was er uns schon ,prophezeien” kann.

S A A R Y LR U S A A el e S S A AT e I

. Wie steht es mif dem Spielverkehr mit der Ostzone?”
«Ich begrille es freudig, daB wir nach den neuesten Ber-
liner Beschliissen wieder einen Spielverkehr mit den
Hockeykameraden - jenseits der Zonengrenze pflegen
konnen. Ich glaube und hoffe, daB hiervon viel Gebrauch
gemacht wird. Uber Reprasentativspiele mit der Ostzone
kann man noch nichts sagen, da hier erst einmal weitere

Arbeitsbesprechungen abgewartet werden miissen."”

,und was gibt es sonst noch fiir Neuigkeiten oder Ge-
heimnisse?" S ‘
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Zwischenfazit:

Die deutsch-deutschen Sportbeziehungen waren in den ersten Jahren nach der Gründung der beiden deutschen Staaten, insbesondere nach Abschluss  der Gründung der Dachorganisationen des Sports in beiden deutschen Sparten (ab Ende 1950) von tiefgreifenden Ambivalenzen geprägt. Der DSB und über diesen die Fachverbände wollten die Versuche politischer Einflussnahme durch den Osten durch den innerdeutschen Sportverkehr unterbinden, und behielt sich über den DSB und die einzelnen Fachverbände die Befugnis zur Bewilligung innerdeutscher Spielvereinbarungen vor. Mit dem Ziel dass Bestreben der DDR innerdeutsche sportliche Veranstaltungen  zur politischen Agitation zu nutzen  zu unterbinden wurde in den im  Berliner Abkommen vom Dezember 1952 formulierten Grundsätzen festgelegt:
„1. Der gesamtdeutsche Sport wird im Sinne der olympischen Idee betrieben. 2. Um jeden Missbrauch der olympischen Idee und des Sports zu politischen Zwecken zu verhindern wird bei gesamtdeutschen sportlichen Veranstaltungen u. a. davon Abstand genommen: a) parteipolitische Reden oder Ansprachen zu halten;…, 
Mit dem Abkommen verschaffte sich der DSB ein Druckmittel, um die politische Instrumentalisierung einzelner Veranstaltungen zu unterbinden.
Diese politische Ambivalenzen auf der Ebene der Dachverbände verhinderte aber nicht den ungebrochenen Willen der Vereine an der hockeysportlichen Basis für einen kleinen innerdeutschen Spielverkehr, wenngleich dieser inzwischen auf beiden Seiten des Eisernen Vorhang genehmigungspflichtig war.

In der DDR wurden für die Genehmigung von Hockeywettkämpfen folgende Formulare verwendet:
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Auf dem 5. Bundestag des DHB am 6.7.1957 führte der stellvertretende DHB-Vorsitzende Lichtenfeld hinsichtlich der Genehmigungspflicht aus, dass alle Spielvereinbarungen des DHB der BRD und der Sektion Hockey der „SBZ“ von ihm genehmigt werden müssen. (Anmerkung: Lichtenfeld war im DHB zuständig für den innerdeutschen Hockeyverkehr) (DHZ vom 11.7.1957)  
Die Genehmigungspflicht tat dem Wunsch nach freundschaftlichen Hockeyvergleichen keinen Abbruch, wie das folgende Grußwort des Präsidenten der Sektion Hockey der DDR, Willi Henkel zeigt:
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VORWORT!

Die im Jahre 1954 von uns allen im Herzen getragenen Holinungen
und Wiinsche, im Jahre 1955 endlich eine Gesamtdeutsche Hallen-
Hockeymeisterschaft auszutragen, haben sich noch immer nicht
erfiilit. Was in anderen Sportarten, z. B. Tisch-Tennis, Kanu, Schwer-
athletik u. a. moéglich, sollte im Hockeysport erst recht gelingen.
DaB der Wille aller aktiven Sportler in West und Ost hierzu vor-
handen ist, hat das Nationale Hallenhockeyturnier im Februar 1954
in der Leipziger Messehalle bewiesen. Von dieser Stelle aus richten
wir daher nochmals den mahnenden Ruf an die verantwortlichen
Herren des wesideutschen Hockeysportes, alles Trennende einmal
der gréBeren und besseren Sache halber beiseite zu legen und
fiir einen gemeinsamen deutschen Hockeysport zu wirken und
zu arbeiten.





Der Wunsch nach gemeinsamen deutsch- deutschen Hockeybegegnungen  wurde durch die Sportführungen aufgegriffen, um sie für politische  Ziele zu nutzen. 
Die BRD war daran interessiert,  die Sportbegegnungen auf dem Boden der BRD zu nutzen, um den höheren Lebensstandard für sich und damit für die Lebensverhältnisse in der BRD sprechen zu lassen. Zur Förderung des Ost-West-Sportverkehrs stellte das 1949 gegründete Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen (1969 umbenannt in Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen) seit Anfang 1956 finanzielle Beihilfen zur Verfügung ( „für jeden Sportgast aus der DDR pro Person und Tag 11,50 DM sowie das Rückfahrgeld“ – DHZ  vom 16.1.1957).
Das löste bei der Sportführung der DDR heftige Proteste aus. Der Vorsitzende des DS der DDR Rudi Reichert behauptet, so war in der DHZ vom 16.1.57 zu lesen, dass das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen diese Mittel zur Beeinflussung der Sportler der DDR zur Verfügung stellt. 
Diese finanziellen Beihilfen wurden 1969 nochmals kräftig aufgestockt. In der DHZ vom 5.3.69 ist zu lesen: „ Jedenfalls will der Deutsche Sportbund diejenigen Vereine, die es schaffen, eine mitteldeutsche Mannschaft tatsächlich nach hier zu bringen, zukünftig finanziell besser als bisher unterstützen. Er hat deshalb den Beihilfesatz je Tag und Person von 15,- auf 20,- DM erhöht (sowie weitere finanzielle Vergünstigungen für Veranstaltungsbesuche sowie Fahrkosten gewährt).

Seitens der DDR wurden die Sportbegegnungen wiederum mit dem Auftrag verbunden, diese für das politische Gespräch zu nutzen  

[image: image5.jpg]DHZ Nr. 40 vom 2.10.57/ zitiert aus dem "0stzonalen Sportorgan Deutsches Sport-Echo”

Und so komimnt
denn nach diesem 15. September allen gesamtdeutschen

Sportveranstaltungen eine um das Zehnfache gestiegene

Bedeutung zu. Nicht eine von ihnen darf allein der sport-
lichen Begegnung dienen, nichf €ine von ihnern ohné dds,
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Bonn, zu Ende gehen. Das sind wir dem deutschen Sport,
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Wem nun die Augen nicht aufgehen — Plumper geht es
doch wirklich nicht mehr! '





Über diese politischen Gespräche musste Bericht erstattet werden, So ist in einem solchen Bericht vom 4. Dresdener Hallenhockeyturnier vom 28. und 29.November 1959 zu lesen: 
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Die innerdeutschen Sportbegegnungen wurden von beiden Seiten äußerst misstrauisch gesehen. Die DDR befürchtete eine „Verblendung“ ihrer Sportler durch den hohen Lebensstandard in der BRD und die dadurch begünstigte Abwerbung von Sportlern der DDR. Die BRD sah in den für politische Agitation genutzten Sportbegegnungen den Versuch einer ideologischen Unterwanderung. 

Verbunden war dieser gegenseitige Argwohn mit einem von beiden Seiten nicht akzeptierten politischen Vokabular des Kalten Krieges. Die DDR verstand sich als ein um internationale Anerkennung ringender souveräner Staat. Unter Berufung auf ihren  Alleinvertretungsanspruch benutzte die BRD gegenüber der DDR ein diesem Verständnis entgegen stehendes erniedrigendes Vokabular. Im Sprachgebrauch wurde statt von der DDR von Sowjetische besetzter Zone (SBZ), von Ostzone und vom Ostzonenregime gesprochen. 
Die DDR wiederum benutzte in der politischen  Agitation ein plumpes agitatorisches Vokabular, wie das folgende Beispiel zeigt: (DHZ vom 2.10.1957)

[image: image7.jpg]Die Verderber des westdeutschen Sports, die Agentencheis,
~Visa-Verweigerer, Spaller und AmtomkKkriegsstrategen
bleiben vorerst im Amt; Adenauer, StraulBl, Brentano,
Kaiser und Schroder werden weiterhin ihre schmulzigen
Finger in die Geschicke des Sports stecken diirfen. Aber
sie werden sie sich auch — wenn wir nur entschlossen
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Überlagert wurden diese Kontroversen durch die sportpolitischen Bestrebungen der DDR nach a) gleichberechtigter internationaler Anerkennung sowie b) den Bestrebungen  der DDR, dass sich der Sport dazu bekennt, einen Beitrag zur friedlichen und demokratischen Wiedervereinigung zu leisten.  Dieses politische Ansinnen erfolgte vor dem Hintergrund der in Aussicht genommenen Ausstattung der Bundeswehr mit Atomwaffen und dem von Walter Ulbricht 1957 unterbreitetem Vorschlag einer Konförderation beider deutscher Staaten.
Daraufhin kam es am 23.02.1957 zu einem Spitzengespräch von Vertretern des DSB der BRD und des DS der DDR in Dortmund. Im Ergebnis dieser Verhandlungen kam man zu dem Ergebnis, dass die in der Berliner Vereinbarung vom 12.12.1952 vereinbarten Grundsätze des gemeinsamen Turn- und Sportverkehrs auch weiterhin als Grundlage für den gesamtdeutschen Turn- und Sportverkehr dienen.
23.02.1957
Dortmunder Ost-Westgespräche
Im Kommunique wurde als Zielstellung für den gesamtdeutschen Sportverkehr formuliert:

„Der Deutsche Sport - Ausschuss  (DDR) und der Deutsche Sport – Bund (BRD) wollen durch den gesamtdeutschen Sportverkehr einen Beitrag zur friedlichen und demokratischen Wiedervereinigung leisten.“
Forderungen des DS der DDR, in der Sprachregelung eine gleichberechtigte Wertung zu erhalten, wurden abgelehnt. Dabei handelte es sich um folgende Vorschläge des DS der DDR:

a) Die Bezeichnung der Sportverbände wie folgt vorzunehmen (hier am Beispiel Hockey):
    Hockey-Verband der BRD   und Hockey-Verband der DDR

b) die Bezeichnung Deutscher Meisterschaften wie folgt vorzunehmen (hier am Beispiel Hockey)

    Deutsche Hockeymeisterschaft der BRD und Deutsche Hockeymeisterschaft der DDR

Die Ablehnung dieser Vorschläge resultierte aus dem Alleinvertretungsanspruch der BRD. Hier traf somit der Anerkennungswille der DDR auf den Alleinvertretungsanspruch der BRD.

(ausführlicher nachzulesen in DHZ vom 27.2.1957)

Trotz dieses Bekenntnisses zur weiteren Förderung des gesamtdeutschen Sportverkehrs kam es in der Folgezeit 1957 und 1958 zu rückläufigen Tendenzen im Sportverkehr. Die Ursachen hierfür lagen unverändert zunächst im gegenseitigen Vorwurf, den gesamtdeutschen  Sportverkehr für politische Zwecke zu missbrauchen. Der DSB und der DHB warfen der DDR-Seite vor allen Dingen vor, dass Rückspielverpflichtungen in der BRD abgesagt wurden. DDR - seitig wurde das mit der Abwerbung von DDR-Sportlern begründet. Der DHB reagierte darauf im Februar mit einem Präsidiumsbeschluss, in dem es heißt: „Alle bereits erteilten Genehmigungen für die nächste Zeit werden hiermit zurückgezogen.“ (DHZ vom 12.2.1958 und Hockeyspiegel vom März 1958)
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‘Die sich hdufenden Absa von Mannschaiten aus der '
ﬂitzone mllf‘ vo"ﬂl'g a"'ﬂwegllgen B-egru"naungen Tassen dar-

auf schliefien, dal bewufit der Spielverkehr mit unseren
Vereinen seitens der Ostzone erschwert bzw. verhindert

werden soll.

So hat z. B. die BSG Motor Jena ihre eingegangene Spiel-
Verpﬂlchtung, am_ 6. Internationalen Hallenhockeyturnier
~in Stuttgart teilzunehmen, kurziristig mit folgender Beﬂ

grindung absagen miissen:

~ Wir sind leider nicht in der Lage, am 6 Internatio-
nalen Hallenhockeyturnier bei Thnen teilzunehmen,
da unser Vergleichskampi nicht genehmigt wurde.
Unsere Teilnahme wurde deshalb abgelehnt, weil
der Sporiverein Stuttgarter Kickers FuBiballspieler:
aus der Deutschen Demokratischen Republik von
den Verecinen Erfurt und Stendal abgeworben hat.
Wir bedauern dies auBlerordentlich,

Es ist sehr schade, dah durch derartige Sportier-
Abwerbungen unsere sporilichen Beziehungen ge-

2 triibt werden.”

 Diese und dhnliche Begriindungen wurden auch bei ande-
ren Gelegenheiien gegeben.

Der DHB ist nicht gewillt, seine Vereine weiterhin der-
artig willkiirlichen und unsportllchen Mafinahmen auszu-
setzen und sieht sich daher zu seinem Bedauern veranlafit,
Spielgenehmigungen gegen Mannschaiten der Ostzone so
lange nichi zu erteilen, bis er sich davon hat iiberzeugen
konnen, dafl getroffene Vereinbarungen von der anderen

Seite auch eingehaltien werden.
Alle berelts ertellten Genehmlunen fiir die ndchste Zeit |

Paul Relnberg 1. Vor51tzender




Das Präsidium der Sektion Hockey der DDR erwiderte mit einer Stellungnahme zu dieser Mitteilung, die im Hockeyspiegel vom März 1958 veröffentlicht wurde. „Wenn also bestimmte westdeutsche Sportvereine solche Sportler aus der DDR in ihren Reihen aufnehmen, die sich gegen die Gesetze unserer Republik vergangen haben, oder wenn diese Vereine sogar selbst organisierte Abwerbung von Sportlern betreiben oder dulden, so kann unseren Sportlern nicht zugemutet werden, dass sie mit diesen Vereinen weiterhin sportliche Beziehungen unterhalten.“ (ebenda, S. 2)

Die Beziehungen zwischen dem DHB der BRD und der Sektion Hockey der DDR waren Anfang 1958 an einem Tiefpunkt angelangt.
Am  29.03.1958 kam es daraufhin zu einem Treffen von Vertretern des DHB der BRD und der Sektion Hockey der DDR in Berlin(Ost).
Der DHB formulierte als Voraussetzung für eine Sicherstellung des gesamtdeutschen Spielverkehrs, dass zukünftig ein Ausgleich in territorialer Hinsicht derart stattfindet, dass „etwa die gleiche Anzahl Spiele im Gebiet des DHB und dem der Sektion Hockey stattfinden. Zu diesem Zweck tauschen der DHB und die Sektion Hockey monatlich Listen der Antragsteller aus …“ (DHZ vom 10.4.1958)
In einem im Hockeyspiegel vom April 1958 veröffentlichten Kommunique äußerte sich das Präsidium der Sektion Hockey der DDR zu diesem Treffen wie folgt: „Das Präsidium … nahm mit Genugtuung davon Kenntnis, dass der Beschluss des DHB der BRD über die Einstellung des Spielverkehrs mit Mannschaften aus der DDR rückgängig gemacht wurde.“
Als Schlussfolgerung aus diesen Gesprächen orientierte das Präsidium der Sektion Hockey der DDR die Hockeyfunktionäre   an die Planung und Vorbereitung ihres Spielverkehrs mit Mannschaften aus der BRD verantwortungsbewusst heranzugehen und eine in der Vergangenheit öfter vorkommenden verantwortungslosen kurzfristigen Absage eingegangener Spielverpflichtungen zu vermeiden. 

Zugleich wurde seitens der Sektion Hockey der DDR bedauert, dass es im Rahmen der Gespräche nicht möglich war, über wichtige politische Fragen wie z.B. über die Frage der Schaffung einer atomwaffenfreien Zone zu sprechen. Der DHB berief sich dabei auf den Offenen Brief des DSB vom 7.3.1958 (Hockeyspiegel April 1958 und s. auch DHZ vom 19.3.58)
Was hat es mit diesem offenen Brief auf sich?

März 1958

Offener Briefwechsel zwischen dem DTSB der DDR und dem DSB der BRD
In der zweiten Hälfte der 1950er Jahre wurden Überlegungen angestellt, die Bundeswehr mit Atomwaffen auszurüsten. Gegen dieses Ansinnen entstand eine breite Widerstandsbewegung. Die DDR setzte sich für eine atomwaffenfreie Zone in Europa ein und der DTSB der DDR griff dieses Engagement auf und sah einen unmittelbaren Zusammenhang zwischen dem Anliegen des Sports nach friedlichen Sportwettkämpfen und dem Anliegen sich für eine atomwaffenfreie Zone in Zone einzusetzen. 

In einem offenen Brief vom 8.2.58 schlug der DTSB der DDR dem DSB der BRD vor: „Wir sollten beraten, wie wir gemeinsam oder auch getrennt Aktionen durchführen, die der Forderung auf Durchführung eines Volksentscheides in beiden deutschen Staaten über die Schaffung einer atomwaffenfreien Zone in Europa unterstützen.“
Der DSB der BRD antwortete am 7.3.58 in einem Offenen Brief und stellte fest: „Wir sind daher außerstande  mit ihnen über die Aktionen zur Schaffung einer atomwaffenfreien Zone zu verhandeln.“ Der DSB begründete das damit, dass „eine politische Willensäußerung … gar nicht möglich ist, weil die Mitglieder unserer Vereine und Verbände durchaus unterschiedlicher politischer Auffassung sind, sich also eine Stellungnahme in einer bestimmten politischen Richtung nicht gefallen lassen würden.“ (DHZ vom 19.03.1958)
Hinsichtlich der politischen Willensbildung gab es somit diametral entgegen gesetzte Auffassungen. Der DSB berief sich dabei auf seine satzungsgemäße politische Neutralität. (Anmerkung F.H.: Inwiefern sich der DSB dieser politischen Neutralität durchgängig verpflichtet fühlte , bedarf nach meiner Auffassung weiterer Betrachtungen. Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass in diesem Jahr (also 2020) durch den Bundespräsidenten ein Geschichtswettbewerb zum Thema „Sport und Gesellschaft“ ausgeschrieben wurde und ich von einer Teilnehmerin die Bitte um Unterstützung für ihren Wettbewerbsbeitrag „Der politische Einfluss auf den Sport am Beispiel des Olympiaboykotts 1980“ erhielt. Am Olympiaboykott 1980 zeigte sich, dass die  Dachorganisationen des Sports in der BRD sich zumindest hier nicht politisch neutral verhielten. Ein interessantes Thema).
Der DTSB und die Sektion Hockey der DDR (bzw. der DHV/ DHSV) fühlten sich der Politik der DDR durchaus verpflichtet, wie z.B.  der Entschließung des DHV der DDR auf dem 1. Verbandstag 1958 zu entnehmen ist. 

19.04.1958 
1. Verbandstag des DHV der DDR
Der am 19.04.1958 gegründete Deutsche Hockey-Verband der DDR (DHV, der später in DHSV der DDR umbenannt wurde) 
verband mit dem gesamtdeutschen Sportverkehr politische Bekenntnisse.
In einer Entschließung wurde auf dem 1. Verbandstag formuliert, dass der DHV den freundschaftlichen Sportverkehr zwischen Mannschaften der DDR und der BRD auch weiterhin unterstützt, wenn „dieser Sportverkehr dem gegenseitigen Kennenlernen und der Verständigung der Sportler aus beiden deutschen Staaten über die Grundfragen der deutschen Nation und des deutschen Sports dient, die Verständigung über die Erhaltung des Friedens, über den Kampf für den Abzug aller ausländischen Truppen aus Deutschland, für die Schaffung einer atomwaffenfreien Zone in Europa  und über ein allgemeines Verbot der Atomwaffenversuche und der Herstellung und Anwendung von Atomwaffen, die Bildung eines deutschen Staatenbundes  als ersten Schritt für eine friedliche Wiedervereinigung und schließlich für die Ablehnung jeden Missbrauchs des Sportverkehrs zwischen beiden deutschen Staaten für die Interessen der NATO.“ 
(Entschließung des Verbandstages des DHV vom 19.04.1958)

Zwischenfazit:
Die gesamtdeutschen Sportbeziehungen und damit auch die Hockeybeziehung wurden zunehmend von politischen Motiven und Zielstellungen bestimmt. 

Seitens der BRD gab es das Bestreben, den höheren Lebensstandard für sich sprechen zu lassen und darüber auch die gewollte oder unbewusste Abwerbung von Sportlern der DDR billigend zu akzeptieren. Diese Tatsache wurde nach dem politischen  Grundverständnis beider deutschen Staaten unterschiedlich bewertet; durch die BRD als individuelles Freiheitsrecht der Bürger und durch die DDR letztlich als „ökonomische Unterwanderung“ der DDR.  
Unüberbrückbar standen sich zugleich der Agitationswille und der Anerkennungswille der DDR und der Alleinvertretungsanspruch der BRD gegenüber.
In der Folgezeit ging es in der der sportpolitischen Auseinandersetzung zunehmend um die Forderung der DDR nach gleichberechtigten Anerkennung ihrer staatlichen Souveränität. Dieses Bestreben stand der in der 1955 formulierten Hallstein-Doktrin entgegen. Mit dieser nach dem damaligen Außenminister benannten außenpolitischen Leitlinie betrachtete die BRD die Anerkennung der DDR als unfreundlichen Akt. 

Alleinvertretungsanspruch der BRD und Anerkennungswille der DDR prallten unversöhnlich aufeinander.
Das fand seinen Ausdruck u. a.  in der Umbenennung der DDR-Meisterschaften im Hockey. 1957 wurde die DDR-Meisterschaften im Feldhockey als 1. Deutsche Feldhockey-Meisterschaft bezeichnet. Bei dieser Bezeichnung blieb es bis 1969. 1970 wurden „Deutsche Meisterschaften der DDR“ ausgetragen und ab 1971 dann wieder stillschweigend als DDR-Meisterschaft.  Damit reagierte die Sektion Hockey der DDR auf die Ablehnung des DHB der  BRD auf die Durchführung gemeinsamer Meisterschaften. Der Vizepräsident der Sektion Hockey der DDR Siegfried Kämpf  äußerte sich dazu im Hockeyspiegel 11/57 wie folgt: nachdem „der DHB gemeinsame Meisterschaften abgelehnt hat und wir die Bezeichnung `Deutsche Meisterschaft` nun auch für uns in Anspruch nehmen“.
01.10.1959

In Abgrenzung vom Alleinvertretungsanspruch der BRD und mit dem Selbstverständnis nach staatlicher Eigenständigkeit und Souveränität beschloss die Volkskammer am 1.10. 1959 eine neue Staatsflagge für die DDR mit dem Emblem von Hammer, Zirkel und Ährenkranz als Hoheitszeichen der schwarzrotgoldenen Fahne. Der Spiegel vom 07.08.1972 schrieb in einem Rückblick auf diese Zeit: „Im Oktober 1959 verwirrte ein Beschluss der Ostberliner Volkskammer die deutschen Sportbeziehungen vollends zu einem gordischen Knoten: Die DDR führte eine neue Staatsflagge ein, Schwarz-Rot-Gold mit Hammer und Zirkel im Ährenkranz. Unter diesem Emblem sollten künftig auch ihre Sportler starten. Der DTSB: "Wir sind stolz, dass wir neben dem Emblem unserer Sportvereinigung unser Staatswappen tragen dürfen." 

Auf die von langer Hand geplante Maßnahme antwortete die Bundesregierung empört wie eine verlassene Braut. So schlitterte sie in eine unnötige Niederlage. Sie erklärte Hammer und Zirkel auf Bundesboden für verfassungswidrig. Die DDR-Symbole gewannen dadurch übermäßige Bedeutung; unaufhörlicher Politzank hob Hammer und Zirkel landauf, landab jedermann ins Bewusstsein. …“
Anfang 1961 wurden die Sportler DDR durch den DTSB angehalten auf ihrem Sportdress das DDR-Emblem zu tragen. Auf diese Weise sollte die staatliche Souveränität der DDR auch äußerlich sichtbar demonstriert werden. Das widersprach dem Alleinvertretungsanspruch der BRD. Sowohl die DDR-Fahne (im damaligen BRD-Sprachgebrauch die „Spalterfahne) wie auch das sichtbar auf dem Sportdress von DDR-Sportlern zu tragende DDR-Emblem konnten durch die BRD nicht akzeptiert werden und die BRD reagierte, indem der Bundesgerichtshof, den DTSB als verfassungsfeindliche Organisation einstufte. 

(Das durch den DTSB propagierte Tragen des DDR Emblem auf der Sportkleidung traf die Sportler der DDR selbst völlig unvorbereitet, wie folgende Anekdote zeigt: Der Dresdener Sportler Klaus Frey schreibt über eine Sportreise in die BRD: „Im Interzonenzug in die BRD packte der Delegationsleiter die Stoff-Staatswappen aus und teilte uns die Anordnung mit. Da Männer bekanntlich kaum Nähzeug  bei sich haben, war guter Rat teuer. Ein Spieler fand nach eifrigem Suchen in einem Abteil eine junge westdeutsche Frau, die bereit war, an unseren Hemden die Wappen anzuheften. Und so trabten wir der Reihe nach mit den Hemden zum Gaudi der Mitreisenden in die bundesdeutsche "Nähstube". (Chronik -90 Jahre Eisenbahner-Sportverein Dresden))
14 März 1961 
Der V. Strafsenat des Bundesgerichtshofes stuft den DTSB der DDR als verfassungsfeindliche Organisation ein. Fortan konnte "irgendein Staatsanwalt einen führenden Sportfunktionär oder Spitzenathleten der Zone bei einem Wettkampf in der Bundesrepublik verhaften" lassen - so der ehemalige Generalbundesanwalt Max Güde
16.08.1961
Mit den „Düsseldorfer Beschlüssen“ vom 16.08.1961 reagieren der DSB und das NOK der BRD auf den Mauerbau der DDR.

Es wird folgender Beschuss gefasst: "Die vom Regime der SBZ getroffenen Abschnürungsmaßnahmen werden auf das schärfste missbilligt. Dieses Vorgehen widerspricht den Prinzipien der Menschlichkeit und verletzt auch alle sportlichen Grundsätze. Nach diesen Maßnahmen haben nur noch systemhörige Personen die Möglichkeit zu sportlichen Begegnungen mit der Bundesrepublik. Damit hat die SBZ den gesamtdeutschen Sportverkehr unterbunden. Sie trägt dafür die alleinige Verantwortung. Solange ein normaler Verkehr zwischen der SBZ und Berlin sowie der Bundesrepublik nicht möglich ist, können die Spitzenverbände Genehmigungen zur Durchführung von Sportveranstaltungen in der SBZ und mit Sportgruppen der SBZ in der Bundesrepublik nicht mehr erteilen. Ebenso können die Sportverbände der Bundesrepublik für die Dauer dieses von der SBZ geschaffenen Zustandes auch an internationalen Sportveranstaltungen innerhalb der SBZ nicht teilnehmen. Verhandlungen über gesamtdeutsche Fragen haben unter diesen Umständen keinen Sinn, sie werden ab sofort eingestellt." (DOSB -Presse Nr. 31-34 / 2. August 2011 Der Artikel- und Informationsdienst des Deutschen Olympischen Sportbundes (DOSB)        http://www.schattenblick.de/infopool/sport/fakten/sfges310.html)
Unter Bezug auf die Düsseldorfer Beschlüsse veröffentlichte die DHZ  vom 23.8 1961 für seine Sportler und Vereine ein allgemeines Verbot des Sportverkehrs mit den Hockeysportlern der DDR“
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In Ubereinstimmung mit dem Beschlui unseres NOK und
DSB unterbricht der DHB seinen Spiclverkehr mit Mann-
schaiten aus der Ostzone und hebt hiermit die erteilten
Genehmigungen bereits festgelegter und noch auszuira-
gender Spiele aui. Paul Reinberg, 1. Vorsitzender




Auf Drängen der Bundesregierung kam im September 1961 ein Einreiseverbot für DDR-Sportler in die NATO-Länder zustande. Dieses Einreiseverbot für DDR-Sportler traf auf Ablehnung bei den nationalen Sportverbänden der westlichen Länder und hinderte die Sportler aus den westlichen Staaten nicht daran, weiterhin bei Wettkämpfen in der DDR mit vollem Zeremoniell zu starten. 
Der innerdeutsche Spielverkehr kam damit  ebenso wie Länderspiele der DDR-Hockeynationalmannschaft in NATO-Ländern zum Erliegen. Im Hockeyspiegel vom Dezember 1961 wird z.B. berichtet:  „Ein weiterer bedauerlicher Akt sind die Visaverweigerungen  für die Einreise unserer Sportler in die der NATO angeschlossenen Länder. Hiervon sind die Damen unserer Länderelf zum Spiel gegen Belgien betroffen.“ Im Jahresrückblick 1962 stellt der Präsident des DHSV der DDR Fritz Staake fest: “Die Visaverweigerungen für unsere Mannschaften haben auch 1962 angehalten.“ (Hockeyspiegel Dezember 1962)  Von dieser Politik der Visaverweigerung waren auch die Mitglieder des Präsidiums der DHSV der DDR Fritz Staake und Hans Schmidt betroffen, die dadurch 1962 nicht am FIH Kongress in Neu Delhi teilnehmen konnten. Im Hockeyspiegel vom Dezember 1962 ist dazu zu lesen: „Die Visa sollten wohl erteilt worden sein, sind aber in den zuständigen Botschaften nie eingegangen.“
25.09.1965

Die „Düsseldorfer Beschlüsse“ wurden durch den damaligen DSB-Präsidenten Willi Daume am 25. September 1964 wieder aufgehoben. Mit Wirkung vom 30. September 1965 wurde seitens der Bundesrepublik der Sportverkehr auf Vereinsebene wieder freigegeben. (https://de.wikipedia.org/wiki/Düsseldorfer_Beschlüsse) 
1966 und Folgejahre

Formal war mit der Aufhebung der Düsseldorfer Beschlüsse im September 1965 ein innerdeutscher Sportverkehr wieder möglich. Der DHSV sah damit aber „keine Garantie für einen gemeinsamen Spielverkehr“. Im Rechenschaftsbericht auf dem 3.Verbandstag des DHSV der DDR in Leipzig wurde diesbezüglich festgestellt: “Wir müssen unseren Sportlern klar sagen, solange die westdeutsche Sportführung voll und ganz im Fahrwasser der Bonner Revanchepolitik sich befindet, kann es keine realen und akzeptablen Möglichkeiten zu einem Sportverkehr zwischen beiden deutschen Staaten geben. Deshalb sind auch die freundlich gehaltenen Einladungen westdeutscher Vereine keine Garantie für einen gemeinsamen Spielverkehr.“
(Rechenschaftsbericht 3. Verbandstag des DHSV) 

In der  DHZ vom 8.6.66. wird festgestellt: „Wo bleiben die geforderten Begegnungen? Bis Mitte Mai lagen bei der Frankfurter Geschäftsstelle des DSB  rund 500 Anträge für Zuschüsse vor, die der DSB gibt, wenn Zonenmannschaften in die Bundesrepublik einreisen.  … Doch nur ganze 10 sportliche Begegnungen fanden bisher statt. Die übrigen schon fest abgemachten Freundschaftsspiele wurden meist kurzfristig von drüben abgesagt. Offensichtlich will man beim Staatsrat in Ostberlin den gesamtdeutschen Sport kurz halten.“  Das Verhindern von Sportkontakten durch den DTSB bestätigte Jürgen Räth von der BSG Motor Stralsund. Die Stralsunder Hockeyspieler hatten beim Bezirksvorstand des DTSB in Rostock am 10.4.66 einen Antrag auf Genehmigung eines Juniorenspiels gegen den ETV Elmsbüttel aus Hamburg gestellt. Dieser Antrag wurde durch den DTSB ohne Begründung abgelehnt, so Räth in einem Diskussionsbeitrag auf dem III. Verbandstag des DHSV in Leipzig.

Das betraf nicht nur den gesamtdeutschen Sportverkehr innerhalb von Deutschland, sondern auch die Verhinderung deutsch-deutscher Kontakte auf Vereinsebene im Ausland
Wie das verhindert werden sollte zeigt folgende Hausmitteilung der Abteilung Internationale Verbindungen des DTSB „zum Spielverkehr der Hockeymannschaften der DDR in den sozialistischen Ländern“ an das Generalsekretariat Hockey.  Darin heißt es: „ Das Auftreten westdeutscher Sportler bei diesen Turnieren brachte Schwierigkeiten für unsere Funktionäre und beeinträchtigte auch unsere Zusammenarbeit mit den Freunden aus der CSSR und der VR Polen.“ 

„Unsere Hockeysportler müssen sich darüber im Klaren sein, dass die westdeutsche Sportführung gerade mit dieser Art von Begegnungen mit den Sportlern der DDR in den sozialistischen Ländern genau das durchsetzen will, was an der konsequenten Haltung des DTSB und seiner Sportverbände scheitert.“

„Wir bitten Euch deshalb folgende Festlegungen allen Sektionsleitungen zu übermitteln und deren Einhaltung unbedingt zu sichern.

1. Sämtlicher Spielverkehr mit Mannschaften der VRP und der CSSR ist künftig dem DHSV, Generalsekretariat, zwecks Zustimmung einzureichen.

2. Voraussetzung für diese Zustimmung ist, dass die beantragende Sektion genau Kenntnis über die teilnehmenden Mannschaften an den jeweiligen Turnieren in der VRP oder der CSSR besitzt.“ 

Anlass „dieses Vorgangs“ war ein „Vorkommnis“ bei der Turnierteilnahme der Sektion Hockey der BSG Chemie Leuna in Simianowice (VR Polen) vom 12.bis 16.Mai 1967 an dem auch eine Reisemannschaft des HC Limburg teilnahm.

Es ging darum, dass „deutsche“ Sportler in das Hotelzimmer einer polnischen Schauspielerin einstiegen, die nicht daran interessiert war, ob es sich um Sportler aus der DDR oder der BRD handelte. Anhand der Bekleidung (Clubjacken) konnte geklärt werden, dass es sich um Spieler aus Limburg handelte. Das verhinderte nicht, dass es eine „Beschwerde, die über den DTSB von der Polnischen Botschaft kam, zu dem Bezirksvorstand des DTSB weitergeleitet wurde. ((Quelle: „Bericht der Aussprache mit der Sektion Hockey der BSG Chemie Leuna über die Vorkommnisse in der Zeit vom 12. bis 16.Mai in Simianovice“, Bericht vom 10.08.1967)

Damit war jeglicher Spielverkehr für Vereinsmannschaften des DHSV, also auch im sozialistischen  Ausland, genehmigungspflichtig.
1969

fasste der DTSB der DDR den für den Hockeysport so verhängnisvollen s. g. DTSB Leistungssportbeschluss (s. dazu:  http://www.rotationhockey.de/2019/hockey-eine-zeitreise-teil-xxiii-vor-50-jahren-das-knockout-fuer-den-hockeyleistungssport-in-der-ddr-der-dtsb-leistungssportbeschluss-von-1969.html )
Mit diesem Beschluss kam der innerdeutsche Hockeyspielbetrieb faktisch zum Erliegen, da die durch den DTSB nicht mehr geförderten Sportarten bis auf wenige Ausnahmen vom Spielbetrieb mit Mannschaften aus dem nichtsozialistischem Ausland ausgeschlossen wurden, also auch vom innerdeutschen Spielbetrieb mit Mannschaften der BRD. 

Seit 1974
handelten  der DSB der BRD und der DTSB der DDR jährlich einen Sportkalender aus, indem die zugelassenen Sportwettkämpfe zwischen der DDR und der BRD verbindlich festgelegt wurden. In diesen Kalender wurden 60 bis 80 Wettkämpfe pro Jahr aufgenommen (Michael Barsuhn et al. / Chronik der Sporteinheit, 1991). In diesen Kalender wurden im Zeitraum von 1974 bis 1989 nur zweimal Hockeywettkämpfe aufgenommen. Auf der Grundlage dieses Kalenders kam es am 28.9.1985 zu einem Hockeyspiel der BSG Traktor Osternienburg in Bonn gegen den Bonner HTC. In der von Roland Messinger verfassten Chronik „Hockey in Osternienburg. Eine Zeitgeschichte über sieben Jahrzehnte von 1950 bis 2020“ ist zu lesen: Das war nach 17 Jahren Pause die erste deutsch-deutsche Begegnung nach dem Aufeinandertreffen der Nationalmannschaften der BRD und der DDR (am 17.10.1968) in Mexiko bei den Olympischen Spielen. 1986 fand das Rückspiel des Bonner THV in Osternienburg statt. Nach den Ausscheidungsspielen zwischen den beiden deutschen Mannschaften für die Olympischen Spiele in Tokio 1964 war das das erste Spiel einer Hockeymannschaft aus der Bundesrepublik in der DDR.
Im Rahmen des jährlichen Sportkalenders zwischen dem DSB der BRD und dem DTSB der DDR kam es 1987 zu einer weiteren Hockeybegegnung in der BRD. Die Herren-Hockeymannschaft der BSG Lok Bautzen trat in Hamburg gegen den Harvestehuder THC an. 
17.11.1989
Nach dem Mauerfall am 9.11.1989 vereinbarten der DSB der BRD und der DTSB der DDR in Berlin(West) einen freien deutschen Sportverkehr. 
Deutsch-deutsche  Hockeybeziehungen auf internationaler Ebene 

Auf internationaler Ebene prallten der Anerkennungswille der DDR und der Alleinvertretungsanspruch der BRD explizite aufeinander. Dieser Interessenwiderspruch wurde durch den DHB der BRD und die Sektion Hockey bzw. später den DHSV der DDR vor allem im Hinblick auf die Anerkennung des DDR -seitigen Anspruchs auf Mitgliedschaft im Welthockeyverband FIH ausgetragen. Der Präsident der Sektion Hockey der DDR Pawelke formulierte den Anerkennungsanspruch  in einem Zeitungsinterview wie folgt: ,,Die Sektion Hockey der Deutschen Demokratischen Republik will als gleichberechtigter Partner angesehen werden." (DHZ Nr. 48 vom 2.12.1953)

Der DHB der BRD stellte sich diesem Anspruch lange entgegen, konnte ihn aber letztlich nicht verhindern. Schauen wir nachfolgend auf die Chronologie hinsichtlich der Mitgliedschaft der beiden deutschen Hockeyverbände in der FIH:

1.4.1951
Auf der Vorstandssitzung der FIH in Paris wird der DHB mit 8:4 Stimmen in die FIH aufgenommen
12.12.1952

In den Grundsätzen des Berliner Abkommens vom 12.12.1952 (s. o.) wurde u. a. folgendes formuliert:

„Der DSB empfiehlt seinen Fachverbänden die Anerkennung des Anspruchs der Sektionen der DDR auf Aufnahme in die internationalen Verbände."
Dieser Empfehlung folgte der DHB der BRD nicht. So machte der DHB die im Juni 1952 beschlossene Option gesamtdeutscher Meisterschaften und der Teilnahme des Ostzonenmeisters an den Silberschildspielen davon abhängig, dass die Sektion Hockey im DS der DDR bindend erklärt, ihren Antrag auf Mitgliedschaft in der FIH zurückzuziehen..

1952
Die Sektion Hockey der DDR stellte 1952 erstmals einen Aufnahmeantrag, der jedoch vom FIH -Kongress in Helsinki mit 7:8 Stimmen abgelehnt wurde; die Sektion Hockey wurde aber als provisorisches Mitglied in die FIH aufgenommen. 
31.10.1954

Ein weiterer Antrag der Sektion Hockey im DS wurde auf dem FIH Kongress erneut mit 7: 8 Stimmen abgelehnt. Die Sektion Hockey im DS blieb somit „lediglich“ provisorisches FIH -Mitglied. 

Dazu ist im Protokoll Nr. 87 des FIH –Kongress vom 31.10.54 zu lesen: 

 „Was die endgültige Aufnahme Ostdeutschlands betrifft, so findet hierüber ein längerer Meinungsaustausch statt, aus dem hervorgeht, dass das NOK dieses Landes noch nicht vom IOC anerkannt ist. Andererseits sind verschiedene Delegierte der Ansicht, dass es verfrüht wäre, eine Entscheidung zu treffen, solange die Frage der Wiedervereinigung oder Nichtwiedervereinigung Deutschlands , die z. Zt. von internationalen Behörden diskutiert wird, von diesen nicht gelöst wird. Die  Versammlung beschließt schließlich über diesen Tagesordnungspunkt geheim abzustimmen. Diese Abstimmung bringt folgende Resultate: Die endgültige Aufnahme Ostdeutschlands wird mit acht Nein gegen sieben Ja Stimmen abgelehnt. Indien 

enthielt sich der Stimme. Der Präsident sagt, dass dieser Abstimmung zur Folge Ostdeutschland provisorisches Mitglied bleibt, womit es die gleichen Rechte wie die anderen Mitglieder, ausgenommen des Stimmrechts bei der Generalversammlung hat. Die Frage dieses Landes wird beim Kongress in Melbourne  erneut aufgegriffen werden.“:

01.12.1956
Die Sektion Hockey der DDR wird auf dem FIH - Kongress in Melbourne mit 13:6 Stimmen in die FIH aufgenommen.

Hockey wurde als 26. und vorletzte Sektion des DS in den entsprechenden  internationalen Verband aufgenommen; (danach am 3.12.1956 nur noch Leichtathletik; als erster Verband wurde am 12.7.1950 die Sektion Schach Mitglied in dem entsprechenden internationalen Verband. Der Hockeyverband der DDR wurde somit im Verbleich zum Schachverband mehr als sechs Jahre später in den Weltverband aufgenommen.)
Anmerkung:
Mit der Aufnahme des DHSV der DDR in die FIH war der DHSV bemüht, seine Position in Bezug zur Position des DHB und der westeuropäischen Staaten in der FIH zu stärken. Um das zu bewirken wurde in Vorbereitung auf FIH Kongresse Positionspapiere erarbeitet . So wird in einem  Maßnahmeplan des DHSV für die Tätigkeit in der FIH bis zum Jahr 1964 (Dokument vom 20.01.63) folgende Lageeinschätzung gegeben: “Es muss festgestellt werden, dass die FIH von einer starken westeuropäischen Staatengruppe beherrscht wird, die die Mehrzahl aller Sitze im Büro inne hat. …“ weiter wird festgestellt, dass „das Büro das entscheidende Gremium ist und nicht der Kongreß. Innerhalb der westeuropäischen Staatengruppe ist besonders Westdeutschland stark vertreten … und auch tonangebend in der Politik der FIH (ist) … „ Weiter ist zu lesen
 „Die Haltung der FIH ist noch sehr konservativ … Zu Fragen der Diskriminierung , so z.B. der Einreiseverweigerung unserer Nationalmannschaft nach Belgien und Großbritannien und der Delegation zum Kongreß nach Indien, nimmt die FIH überhaupt keine Stellung. Sie erklärt, dass seien politische Fragen und diese liegen nicht in ihrem Kompetenzbereich, dies seien alleinige Angelegenheiten der jeweiligen Regierungen.“
Zur Stärkung seiner Position und der Positionen der in der FIH vertretenen sozialistischen Länder führten diese Länder 1960 in Vorbereitung auf den FIH Kongress  erstmalig eine gemeinsame Vorbesprechung in der DDR und dann auch unmittelbar während des Kongresses im Rom durch. Solche Besprechungen fanden von da an regelmäßig statt und wurden als BSL-Beratungen (Beratungen sozialistischer Länder) bezeichnet. 
1958

Auf dem 5.Bundestag des DSB wird an sämtliche Internationale Förderationen ein Antrag auf Überprüfung der Mitgliedschaft der Sportverbände der DDR in diesen Förderationen gestellt. Im Hockeyspiegel vom Dezember 1958 wird dazu festgestellt: „Es ist bedauerlich feststellen zu müssen, dass ausgerechnet ein führender Funktionär des westdeutschen Hockey-Verbandes sich zum Wortführer in dieser Angelegenheit machte“ Weiter wird ausgeführt „Jedoch werden sie …damit letzten Endes  ebenso scheitern, wie ihre Bemühungen seinerzeit gescheitert sind, unsere Aufnahme in die F.I.H. zu verhindern.“

(Anmerkung: Bekannt ist mir nicht, ob der DHB gegen die Aufnahme der Sektion Hockey in die FIH intervenierte. Bekannt ist mir auch nichts Konkretes zu den Aktivitäten des DHB hinsichtlich des hier gen. Antrages. Es wäre interessant, das zu recherchieren. In der DHZ und im Hockeyspiegel habe ich dazu nichts gefunden.)  

Die widerstreitenden Interessen hinsichtlich der Anerkennungsbestrebungen der DDR und des Alleinvertretungsanspruchs der BRD spiegeln sich auch im Ringen der DDR um Mitgliedschaft des NOK der DDR im IOC wieder und ebenso in der  Frage nach Teilnahme Deutschlands an den Olympischen Spielen.
Die DDR erlangte die Vollmitgliedschaft im IOC erst 1965:

Mai 1951 

Aufnahme des NOK für Deutschland (BRD) in das IOC

1955

Provisorische Anerkennung des NOK der DDR durch das IOC auf seiner Tagung in Paris (mit 27:7 Stimmen)

08.10.1965 

IOC erkennt auf seiner Tagung in Madrid die Vollmitgliedschaft des NOK der DDR an.

Vor dem Hintergrund dieser Auseinandersetzungen ging es bei den Olympischen Spielen 1952 in Helsinki, 1956 in Melbourne, 1960 in Rom sowie 1964 in Tokio auch immer darum, wie sich die Hockey-Olympiamannschaft Deutschlands zusammensetzt. 

1952 Olympische Spiele in Helsinki
Die deutsche Hockey-Olympiamannschaft wird durch BRD gestellt (ohne Mitsprache der Sektion Hockey der DDR)
Das NOK der DDR war nicht einverstanden, dass nach dem Abkommen von Lausanne vom 22.5.51 (zwischen beiden NOK  und dem IOC), dem das NOK der DDR zunächst zugestimmt hatte, das NOK für Deutschland (also das NOK in der BRD) alleinverantwortlich für die Aufstellung der gesamtdeutschen Mannschaft war. An den Olympischen Spielen 1952 nimmt also die Mannschaft der BRD teil. 

1955
Mit der provisorischen Aufnahme des NOK der DDR in das IOC wird das NOK der DDR zugleich zur Teilnahme an einer gesamtdeutschen Mannschaft bei den Olympischen Spielen verpflichtet. 1956, 1960 und 1964 nimmt Deutschland dann mit einer gemeinsamen Mannschaft unter der Bezeichnung „Deutschland“ an den Olympischen Spielen teil. Die gemeinsame deutsche Mannschaft läuft 1960 und 1964 unter der schwarz–rot-goldenen Flagge mit 5 weißen olympischen Ringen in der Mitte des roten Feldes auf. Die Hymne für Deutschland ist der Schlusschor von Beethovens 9. Sinfonie. (Zur Geschichte der Olympiafahne s. Der Spiegel 33/72 vom 07.08.1972 „Bei uns ist immer Olympia“)
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1956 Olympische Spiele in Melbourne
Die Hockey-Olympiamannschaft für Deutschland wird durch BRD gestellt (so einvernehmlich zwischen DHB der DDR und Sektion Hockey der DDR beschlossen)
Nachdem das NOK für Deutschland und das NOK der DDR am 21./22.9.1956 in Weimar überein gekommen waren, wegen geringer Erfolgsaussichten die Sportarten Hockey, Wasserball und Fußball 1956 nicht zu beschicken, schlug das NOK für Deutschland (BRD) am 15.10.1956 in Köln vor, Mannschaften mit ausschließlich westdeutschen Sportlern zu entsenden. Daraufhin fanden  am 19.11.55 in Hamburg sowie am 7.7.1956 in Berlin(Ost) Gespräche von Vertretern beider deutschen Hockeyverbände statt, um über die Modalitäten der Nominierung der Hockeymannschaft für Deutschland zu beraten. In den Kommuniques über diese Verhandlungen wird festgestellt, dass sie in sachlicher und freundschaftlicher Atmosphäre stattfanden und dass das Leistungsprinzip für die Nominierung maßgeblich ist. Aufgrund der Leistungseinschätzung kamen beide Verbände überein, den NOK der BRD und der DDR „zu empfehlen der Mannschaft des DHB der BRD die Vertretung des gesamtdeutschen Hockeysports auf dem Olympischen Hockey-Turnier zu übertragen.“ (Hockeyspiegel 12/1955 und 7/1956)
Bemerkenswert, dass diese Verhandlungen, sachlich, freundschaftlich und einvernehmlich verliefen. 
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Am 7 Juli 1956 trafen sich in Berlin, Café Warschauy,
Stalin-Allee, die Vertreter des Deutschen Hockey-Bundes
der Bundesrepublik,

die Herren Reinberg und Lichtenfeld

' und die "Wertreter der Sektion Hockey der Deutschen
Demokratischen Republik,

die Herren Henkel, Staake und Kampf

um die Beratungen tiiber die Teilnahme einer gesamt-
deutschen Mannschaft an den Olympischen Spielen in
Melbourne fortzusetzen.

In einer sachlichen und freundschaftlichen Aussprache
*wurde die gegenwértige Situation des deutschen Hockey-
sportes erortert. Die Beteiligten gingen dabei von dem
BeschluB der beiden deutschen Nationalen Olympischen
Komitees vom 18. 3. 1956 aus, der besagt, daB bei der Ent-
sendung einer gesamtdeutschen Mannschaft nach Mel-
bourne im Vordergrund das Leistungsprinzip und die
Aussichten auf den Gewinn einer Medaille beachtet
werden sollen,

Trotz gewisser Bedenken, die die Vertreter der Sektion
Hockey der Deutschen Demokratischen Republik im Hin-
blick auf die schwere Aufcabe der deutschen Hockey-
auswahl, infolge der Gruppeneinteilung des Olympischen
Turniers, vorbrachten, sind durchaus Chancen fiir den
Gewinn einer Medaille vorhanden.

Davon ausgehend, kamen die Beteiligten unter Bertick-
sichtigung aller Faktoren tiberein, den Nationalen Olym-
pischen Komitees der Deutschen Bundesrepublik und der
Deutschen Demokratischen Republik zu empfehlen, der
Mannschaft des Deutschen Hockeybundes der Bundesrepu-
blik die Vertretung des gesamtdeutschen Hockey-Sportes
auf dem Olympischen Hockey - Turnier zu iibertragen.
AuBerdem wurde ein Meinungsaustausch tGber die weitere
Zusammenarbeit im deutschen Hockeysport gefiihrt.

Berlin, den 7. Juli 1956.

f. d. Sektion Hodkey der f. d. Deuischen Hozkey-
Deutschen Demokratischen Republilc Bund

gez. Henkel gez. Reinberg





1960 Olympische Spiele in Rom
28.11.1959 

Auf einem Treffen des DHB der BRD und des DHSV der DDR am 28.11.1959 in Hamburg empfehlen beide Verbände ihren NOK die Meldung einer deutschen Mannschaft zur Teilnahme an den Olympischen Spielen. Bezüglich der Ermittlung der Mannschaft gab es keine Übereinstimmung.

27.02.1960

Ein weiteres Gespräch von Vertretern beider deutschen Hockeyverbände am 27.2.60 führte gleichfalls zu keiner Einigung. Daher erfolgte am

25.3.1960 
Gespräche der beiden deutschen NOK in Kassel. Festgelegt wurde die Durchführung von Ausscheidungsspielen. 

30.03.1960

Auf einem weiteren Treffen der NOK mit Vertretern des DHB der BRD und des DHSV der DDR in Köln wurden Festlegungen über Termine, Orte und Schiedsrichter getroffen.

Für die Teilnahme am Olympischen Hockeyturnier in Rom qualifiziert sich nach vier Ausscheidungsspielen das Auswahlteam des DHB der BRD
Der Modus der Ermittlung des Teilnehmers an den Olympischen  Spielen in Rom wurde in Gesprächsrunden zwischen Vertretern des DHB der BRD und des DHSV der DDR und, da zunächst keine Einigung erzielt werden konnte, dann auch unter Beteiligung beider deutschen NOK entschieden. Im November 1959 fanden in Hamburg Gespräche statt, bei denen keine Einigung erzielt werden konnte (Innenansichten aus 90 Jahren Hockeyfamilie - 90 Jahre DHB, S. 129).

Eine zweite Gesprächsrunde fand am 27.2.1960 statt. Es existierten zunächst zwei unterschiedliche Auffassungen. Der DHB plädierte für eine gesamtdeutsche Mannschaft, der DHSV hingegen zur Sicherung mannschaftlicher  Harmonie entweder für die Entsendung der Nationalmannschaft der DDR bzw. des BRD-Teams. Daraufhin erfolgte eine  weitere Gesprächsrunde am 25.3.60 (mit den den NOK, dem DHB und dem DHSV als Teilnehmer)  in Kassel. Hier verständigte man sich auf Vorschlag des DHB auf die Durchführung von zwei Ausscheidungsspielen. Auf  einem weiteren Treffen der NOK mit dem DHB und dem DHSV am 30.3.1960 wurde schließlich Termine, Orte und Schiedsrichter für diese zwei Ausscheidungsspiele festgelegt. 
Die Spiele beiden Ausscheidungsspiele endeten mit folgenden Ergebnissen: 24.4.60 DHB – DHSV in Köln  3:0;  30.04.60 in Jena 1:4.

Da nach diesen zwei Spielen kein Sieger feststand gab am 30.03.1960 im Anschluss an das Spiel ein weiteres Gespräch zwischen Vertretern des DHB der BRD und des DHSV der DDR. Festgelegt wurden zwei weitere Ausscheidungsspiele, die mit folgenden Ergebnissen endeten:

26.5.60 in Köln 0:0 und 5.6.60 in Jena 0:3.

Damit vertrat das Auswahlteam des DHB Deutschland bei den Olympischen Spielen in Rom.  

(Innenansichten aus 90 Jahren Hockeyfamilie -90 Jahre DHB, S. 129f sowie Hockeyspiegel März 1960).
Die insgesamt fünf Gesprächsrungen sind Zeugnis dafür, wie hart um die Olympiateilnahme gerungen wurde.
Nach 1960 

wurde DDR-Sportlern zeitweise die Ausstellung von Ersatzpässen und Einreisevisen durch das Berliner „Allied Travel Office" verweigert (Quelle: 80PA AA, 700/Nr.87, Kurzprotokoll über die Sitzung der mit Fragen der SBZ befassten Referate, 22.11. 1960 und 28. 11. 1960.). Staaten, die nicht der NATO angehörten, empfahl man die Einreise davon abhängig zu machen, ob die Sportler auf die DDR-Fahne und „Becherhymne" verzichteten, sofern die internationalen Verbände diese nicht selbst untersagten. 
Von Diskriminierung war z.B. 1961 die DDR-Nationalmannschaft der Damen betroffen, denen die Einreise nach Belgien verweigert wurde (Hockeyspiegel Dez. 1961)   Die Politik der Visaverweigerung hielt auch in den Folgejahren an. So erhielten beispielsweise der Präsidenten des DHSV der DDR Fritz Staake und das Mitglied des Präsidiums des DHSV der DDR Hans Schmidt kein Visum für die Teilnahme am FIH -Weltkongreß in Neu Delhi1962 (Hockeyspiegel  November und Dezember 1962)
Gehandicapt war die DDR durch die entsprechenden NATO-Beschlüsse auch in ihrer Vorbereitung auf das olympische Hockeyturnier 1968 in Mexiko. So kam z. B. ein für Mai 1968 geplantes Länderspiel in Holland nicht zustande. Prof. Dr. Dr. Weiskopf  (Vizepräsident des DHSV und FIH-Ratsmitglied) berichtet: „Mit Herrn van Zinnicq Bergmann verhandelte ich über den in Aussicht genommenen Länderspieltermin 19.5.1968 in Holland. Er erklärte mir daraufhin, dass entsprechend einem NATO-Beschluss er von seiner Regierung informiert worden sei, in Holland keine DDR-Flagge zu zeigen und keine Nationalhymne der DDR spielen zu dürfen. Ich drückte mein Erstaunen ihm gegenüber aus, dass in seinem Lande eine solche politische Entscheidung auf den Sport Anwendung findet. Er selbst drückt darüber sein Bedauern aus und erkennt unsere Entscheidung, unter diesen Bedingungen nicht zu starten an.“
1964 Olympische Spiele in Tokio
Die Auseinandersetzung um die Modalitäten der Ermittlung der Mannschaft, die Deutschland bei den olympischen Spielen vertritt, wurde in den Folgejahren zu einem Politikum ersten Ranges. In einem Analysematerial des DHSV der DDR mit dem Titel „Auswertung der im Zeitraum 1960 bis 1964 geleisteten Arbeit wird auf S. 27 festgestellt: „Seit dem Jahr 1960 bestand das Hauptziel darin, im Jahr 1964 Westdeutschland in den Ausscheidungsspielen zu schlagen und damit die Teilnahme der DDR-Mannschaft an den Olympischen Spielen zu sichern. … ausgehend von der Tatsache, dass die westdeutsche Mannschaft europäische Spitzenklasse darstellt, war dieses Ziel nur dadurch zu erreichen, dass das Training nach den neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen gestaltet werden musste.“
Interessant ist sicher, dass es kurzzeitig die Überlegung gab, dass Deutschland mit zwei Mannschaften antritt, wie die folgende Notiz zeigt:
Am 8.12.1962 fand auf Einladung des IOC in Lausanne zwischen Vertretern des NOK der BRD und des NOK der DDR im Beisein des IOC -Kanzler ein Gespräch statt. Darüber berichtet die DHZ vom 12.12.62 und schreibt: Kernsatz dieses Kommunique lautet: „Für die Olympischen Spiele 1964 in Tokio und Innsbruck werden Deutschland-West und Deutschland-Ost eigene Mannschaften bilden.“ Weiter wird durch die DHZ festgestellt: „Das IOC … revidierte damit überraschend seinen bisherigen Standpunkt, weil man auch in diesem Gremium einsah, dass die Errichtung der Berliner Mauer am 13. August 1961 durch das Sowjetzonen-Regime eine völlig neue Lage geschaffen hatte.“
In der Folgezeit setzte sich allerdings IOC-Präsident Brundage (USA) mit einem Machtwort durch und bestand auf die Entsendung einer gesamtdeutschen Mannschaft unter den gleichen Bedingungen wie 1960. ( DHZ 16.01.1963)
Die Vorbereitung des DHSV-Teams wurde allerdings erschwert durch die seit 1961 bestehende Politik der Visaverweigerung durch NATO-Staaten (s. oben).  In der Berliner Zeitung vom 14.7.1964 weist der DHSV -Vizepräsident Wienhold daraufhin, dass Visaschikanen der NATO-Behörden „zielstrebige internationale Bewährungsproben“ für das DHSV -Team nicht zuließen.
Für die Teilnahme am Olympischen Hockeyturnier in Tokio qualifiziert sich nach vier Ausscheidungsspielen die das Auswahlteam des DHSV der DDR

Das Hockey-Olympiateam welches Deutschland bei den Olympischen Spielen vertritt wurde erneut durch Ausscheidungsspiele ermittelt. Die Verhandlungen über die Modalitäten dieser Ausscheidungsspiele fanden am 1. Februar 1964 in Hamburg statt und verliefen in einer „guten Verhandlungsatmosphäre“ – so in der DHZ vom 5.2.64 zu lesen. Die beiden Ausscheidungsspiele gingen wie folgt aus: DHB-DHSV in Berlin(West) 4:2; 14.6.64 in Jena 0:1. Da nach diesen zwei Ausscheidungsspielen noch keine Entscheidung gefallen war, fanden am 14.6.1964 weitere Verhandlungen DHSV-DHB statt.
Der DHB plädierte für ein zusätzliches Spiel im Ausland oder einer deutschen Stadt nach Losentscheid. Der DHSV plädierte für zwei weitere Spiele. Daraufhin wurde am 19.6.1964 in Gesprächen der beiden deutschen NOK entschieden, dass zwei weitere Spiele durchgeführt werden und bei Punkt- und Torgleichheit ein fünftes Spiel ausgetragen wird (Sportecho vom 22.6.1964)
Das Ergebnis dieser Ausscheidungsspiele war inzwischen zu einem Politikum geworden, weil das Ergebnis entscheidend dafür war, ob das NOK der  BRD oder das NOK der  DDR den Chef de Mission für das gesamtdeutsche Olympiateam stellt.

Diese beiden Entscheidungsspiele brachten folgendes Ergebnis: DHB-DHSV 1.7.64 in Jena 0:1 und 5.7.64 in Berlin(West) 2:2.
Damit vertrat das Auswahlteam des DHSV Deutschland bei den Olympischen Spielen in Tokio und die DDR stellte mit Manfred Ewald den Chef de Mission.  (Anmerkung: Am 09.03.1963 war in einem Spitzengespräch der beiden deutschen NOK in Berlin(West) festgelegt, dass der Chef de Mission für das deutsche Olympiateam durch das NOK gestellt wird, welches die größere  Anzahl Teilnehmer am gesamtdeutschen Olympiaaufgebot hat (Punkt 12 des Kommunique))
Zwischenfazit:

Insbesondere im Vorfeld der Olympischen Spiele wurde hart um die Modalitäten der Nominierung der deutschen Hockeymannschaft gerungen. Beleg dafür ist die Vielzahl der Verhandlungsrunden zwischen DHB und DHSV, die z. T. erst durch Vermittlung der NOK zu einem Ergebnis führten. Über diese hart geführten Verhandlungen wird aber erfreulicherweise 
festgehalten, dass sie in einer guten Verhandlungsatmosphäre stattfanden (s. z.B. DHZ vom 5.2.1964)

Der  DHSV formulierte  1960 als Hauptziel „Westdeutschland in den Ausscheidungsspielen zu schlagen und damit die Teilnahme der DDR-Mannschaft an den Olympischen Spielen zu sichern (s. oben). Alle leistungssportlichen Maßnahmen wurden diesem Ziel untergeordnet.
1968 Olympische Spiele in Mexiko

Bereits bei Sondierungsgesprächen über die Modalitäten der Teilnahme Deutschlands an den Olympischen Spielen hatte sich gezeigt, dass es Überlegungen gab den neuen Realitäten  nach dem Bau der Berliner Mauer 1961 Rechnung zu tragen. 

Das IOC trug diesen Tatsachen Rechnung, indem auf der 64. Session des  IOC in Madrid das NOK der DDR als Vollmitglied anerkannt wurde und bestimmt wurde, dass ab 1968 getrennt deutsche Mannschaften an den olympischen  Spielen teilnehmen;

die DDR unter der Bezeichnung Ost-Deutschland, aber immer noch mit gemeinsamer Flagge und Hymne (wie 1964). 
So kam es dass am Hockeyturnier der  XIX. Olympischen Spiele in Mexico -City die sowohl die BRD wie auch die DDR mit ihren Hockeynationalmannschaften teilnahmen. Am 17.10.1968 trafen beide Teams aufeinander. Das war das einzige offizielle Länderspiel im Hockey zwischen der DDR und der BRD. Die BRD gewann mit 3:2 und belegte im Olympischen Turnier den 4. Platz. Die DDR belegte den 11. Platz.
Wie üblich fand anlässlich der olympischen Spiele in Mexiko dort ein FIH -Kongress statt. Der DHSV orientierte in internen Konzepten in Vorbereitung auf diesen Kongress auf eine solche Veränderung der Statuten der FIH, die Festlegungen zum Prinzip der Nichtdiskriminierung, der Verbindlichkeit von Flaggen und Hymnen bei internationalen Turnieren vorsehen.

1972 Olympische Spiele in München

Die  10. Tagung des Bundesvorstandes des DTSB befasste sich mit der Vorbereitung auf die Olympischen Spiele in München. In seinen Schlussbemerkungen führte der DTSB -Präsident Manfred Ewald aus: "Im Grunde genommen .....müssen wir eine Orientierung geben, in den Sommersportarten möglichst immer zu den vier, fünf, sechs führenden Ländern in der Welt zu gehören. … Aber in Hinblick auf München und in Hinblick auf das, was in Mexiko schon erreicht wurde und eben der Auseinandersetzung mit dem westdeutschen Imperialismus würde eine so allgemeine Orientierung nicht genügen. Sie muss in dieser Phase ...weiter gesteckt sein." Horst Röder (seit 1974 Vizepräsident des DTSB) präzisiert diese Zielstellung wie folgt:

Unter diesen Gesichtspunkten, konnte die Zielsetzung für die Olympischen Spiele in München nur darin bestehen, die in Mexiko-Stadt erkämpfte dritte Position zu verteidigen und damit eine Platzierung vor der Mannschaft der BRD zu erreichen. … Das waren sehr hochgesteckte Ziele. Sie zu erreichen war nur möglich, wenn in einer größeren Anzahl von Sportarten die Weltspitze mitbestimmt und selbst vorangetrieben würde (Vgl.: Vorlage an das Politbüros der SED vom 8.4.1969 "Die weitere Entwicklung des Leistungssports bis zu den Olympischen Spielen 1972", Seite 2). 
(https://de.wikipedia.org/wiki/Host_Röder)  
Im Ergebnis dieser Analyse kam es zu dem s. g. Leistungssportbeschluss des DTSB der DDR. Der Hockeysport in der DDR wurde als nicht mehr förderungswürdig anerkannt und in folge dessen von der Teilnahme an internationalen Meisterschaften, mithin auch von der Teilnahme an Olympischen Spielen ausgeschlossen. Das hatte u. a. zur Folge, dass die DDR Hockey-Nationalmannschaft letztmalig im März 1969 in Lahore an einem Welthockeyturnier führender Hockeynationen teilnehmen konnte.

Damit kamen die deutsch-deutschen  Hockeybeziehungen auf nationaler und internationaler Ebene faktisch bis zur Wiedervereinigung 1990 zum Erliegen. (Ausnahme: die o. g. Clubvergleiche von Traktor Osternienburg und Lok Bautzen mit dem Bonner THV und dem Harvestehuder THC (1985 bis 1987).
Fazit: In beiden deutschen Staaten (und auch in jedem anderen Staat früher und heute) ist der Sport politisch beeinflusst und wird als politischer Wirkungsfaktor genutzt. International begünstigt ein erfolgreicher Spitzensport das Ansehen eines Landes und ist innenpolitisch gleichzeitig identifikationsfördernd. Im geteilten Nachkriegsdeutschland wurde der Sport und somit auch der Hockeysport im Zeichen des Kalten Krieges in beiden deutschen Staaten für die Systemauseinandersetzung genutzt und missbraucht. Diese gemeinsamen Tendenzen der Sportpolitik wurden mit unterschiedlichen Mechanismen durchgesetzt. In der DDR überwiegend durch direkte agitatorische, politische Einflussnahme unter dem Aspekt des Klassenkampfes und in der BRD durch direkte außenpolitische Einflussnahme unter Einbeziehung der NATO-Partner  sowie durch die indirekte politische Einflussnahme durch Demonstration der wirtschaftlichen Stärke. Schwerpunktmäßig konzentrierte sich diese sportpolitische Konfrontation auf den Gegensatz zwischen Alleinvertretungsanspruch der BRD und Souveränitätsanspruch der DDR.
Danksagung:
Ich danke Dr. Günther Conradi (Leipzig) und Karl Schreiber (Dresden) sehr herzlich für Zuarbeiten und wertvolle Unterstützung bei der Erarbeitung dieses Aufsatzes.
